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— eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851, S. 207. — Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetze 


vom 31. Juli 1922 zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung derſelben auf 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851, S. 208. — Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſt⸗ 
vergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852, 
S. 206. — Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 4. Auguſt 1922 zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſe⸗ 
vergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852, 
S. 209. — Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Barmen, S. 210. 


(Ar. 12325.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfrei⸗ 
willige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 
(Geſetzſamml. S. 218). Vom 31. Juli 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 

$ 1 des Geſetzes erhält folgenden Abſ. 2: 

Die ihm durch ſein Amt auferlegten Pflichten im Sinne des Abſ. 1 Nr. 1 verletzt ins— 
beſondere auch ein Richter, der Beſtrebungen, die auf Wiederherſtellung der Monarchie oder gegen 
den Beſtand der Republik gerichtet ſind, im Amte, durch Mißbrauch ſeiner amtlichen Stellung 
oder aufreizend oder gehäſſig in der Öffentlichkeit fördert oder ſolche Beſtrebungen durch Ver— 
leumdung, Beſchimpfung oder Verächtlichmachung der Republik, des Reichspräſidenten oder von 
Mitgliedern der im Amte befindlichen oder einer früheren republikaniſchparlamentariſchen Regierung 
des Reichs oder eines Landes unterſtützt. Artikel 2 


$ 16 des Geſetzes erhält folgenden Abf. 2: 

Wenn ein Richter ſich eines Dienſtvergehens im Sinne des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes im 
Rückfalle ſchuldig macht, iſt auf die Strafe des § 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 26. März 1856 
(Geſetzſgamml. S. 201) oder Entlaſſung aus dem Amte zu erkennen. 


Artikel 3. 

§ 9 Abſ. 3 des Geſetzes vom 9. April 1879, betreffend die Abänderung von Beſtimmungen 
der Diſziplinargeſetze, wird aufgehoben. An ſeine Stelle tritt folgender Abſ. 3: a 

Von den weiteren neun Mitgliedern des Großen Diſziplinarſenats werden drei von dem 
Präſidium des Kammergerichts nach den für die Bildung der Zivil- und Strafſenate geltenden 
Vorſchriften aus der Zahl der Mitglieder des Kammergerichts beſtimmt; die übrigen ſechs Mit- 
glieder und deren Stellvertreter werden vom Staatsminiſterium aus der Zahl der preußiſchen 
Richter auf drei Jahre ernannt. Artikel 4. er 

Die Mitgliedſchaft der bisher nach § 9 Abſ. 3 des Geſetzes vom 9. April 1879 berufenen 
Mitglieder des Großen Diſziplinarſenats endet mit dem Inkrafttreten des Geſetzes. 
Geſetſammlung 1921. (Mr. 1232512320 - 38 

Ausgegeben zu Berlin den 10. Auguſt 1922. b i 
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Artikel 5. 

Die Ausführungsvorſchriften erläßt das Staatsminiſterium. 
Artikel 6. 

Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. ? 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 

mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 31. Juli 1922. 
| Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. am Zehnhoff. 


Nr. 12326.) Ausführungsbeſtimmung zum Geſetze vom 31. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 207) zur Ande⸗ 

rung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Verſetzung 
derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. 
S. 218). Vom 31. Juli 1922. 

Jur Ausführung des Artikel 3 des Geſetzes vom 31. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 207) zur 

Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Ver⸗ 

ſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 (ſetzſamml. 

S. 218) wird beſtimmt: 

Die Stellvertreter der vom Staatsminiſterium ernannten Mitglieder des Großen Difziplinar- 
ſenats werden vom Vorſitzenden nach der Reihenfolge ihres Dienſtalters als Gerichtsaſſeſſor ein⸗ 
berufen, und zwar in der Art, daß im erſten Falle der Verhinderung eines Mitglieds der dem 
richterlichen Dienſtalter nach älteſte, in jedem weiteren Falle der nächſtälteſte einberufen wird. 

Berlin, den 31. Juli 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Jr. 12327.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, 
die Verſetzung derfelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 
(Geſetzſamml. S. 465). Vom 4. Auguſt 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Artikel 1. 
§ 2 des Geſetzes erhält folgenden Abſ. 2: 

Die ihm durch fein Amt auferlegten Pflichten im Sinne des Abſ. 1 Nr.! verletzt 
insbeſondere auch ein Beamter, der Beſtrebungen, die auf Wiederherſtellung der Monarchie 
oder gegen den Beſtand der Republik gerichtet ſind, im Amte, durch Mißbrauch ſeiner 
amtlichen Stellung oder gehäſſig oder aufreizend in der Offentlichkeit fördert oder ſolche 
Beſtrebungen durch Verleumdung, Beſchimpfung oder Verächtlichmachung der Republik, 
des Neichspräſidenten oder von Mitgliedern der im Amte befindlichen oder einer früheren 
republikaniſch⸗parlamentariſchen Regierung des Reichs oder eines Landes unterſtützt. 
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a Artikel 2. 
§ 17 des Geſetzes erhält folgenden Abſ. 2: 

Wenn ein Beamter ſich eines Dienſtvergehens im Sinne des § 2 Abſ. 2 des 

Geſetzes im Rückfalle ſchuldig macht, iſt auf Entfernung aus dem Amte zu erkennen. 


Artikel 3. 
Nach § 23 des Geſetzes wird folgender § 23a eingeſchaltet: 

Im Falle eines Dienſtvergehens im Sinne des § 2 Abſ. 2 des Geſetzes leitet der 
dem Angeſchuldigten vorgeſetzte Miniſter das Diſziplinarverfahren ein und ernennt den 
Anterſuchungskommiſſar. Die Zuſtändigkeit des Miniſters erſtreckt fi) für dieſe Fälle 
auch auf die Diſziplinarvergehen der mittelbaren Staatsbeamten. 


Artikel 4. N 
) Privatdozenten, die einen Lehrauftrag oder eine fefte ſtaatliche Beſoldung haben, unter⸗ 
ſtehen den gleichen Diſziplinarbeſtimmungen wie die Profeſſoren. 
(2) Im übrigen wird das Geſetz vom 17. Juni 1898 (Geſetzſamml. S. 125), betreffend die 
Diſßziplinarverhältniſſe der Privatdozenten an den Landesuniverſitäten, der Akademie zu Münſter 
und dem Lyzeum Hoſianum zu Braunsberg, aufgehoben. 
i Artikel 5. 
§ 30 des Geſetzes wird aufgehoben und durch folgende Beſtimmung erſetzt: 
Der Diſziplinarhof entſcheidet in der Beſetzung von 7 Mitgliedern, von denen 
2 Richter des Kammergerichts ſind. ; 
Artikel 6. 
Die Amtszeit der jetzigen Mitglieder des Diſziplinarhofs endet am 15. Juli 1922, 
Artikel 7. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. Es tritt mit dem Erlaß eines neuen 
allgemeinen Diſziplinargeſetzes außer Kraft. 
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Artikel 8. 
Die Ausführungsvorſchriften erläßt das Staatsminiſterium. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 4. Auguſt 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. am Zehnhoff. Severing. 


(Mr. 12328.) Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 4. Auguſt 1922 zur Anderung des Geſetzes, 
betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verfetzung derſelben auf 
eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465). Vom 
4. Auguſt 1922. ö 5 


Au Grund des Artikel 8 des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht⸗ 
richterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 
(Geſetzſamml. S. 465) werden die nachſtehenden Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 
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Vor Beginn eines jeden Kalenderjahrs, erſtmalig ſofort, ftellen der Präſident und die beiden der Geburt 


nach älteſten Mitglieder des Diſziplinarhofs einen Geſchäftsverteilungsplan für das nächſtfolgende Kalender 

jahr, erſtmalig für den Reſt des Jahres 1022 auf, welcher die Teilnahme der einzelnen Mitglieder des 

Diſziplinarhofs an den einzelnen Hauptverhandlungen und ihre Vertretung in Behinderungsfällen regelt. 
II. 

Der Geſchäftsverteilungsplan ſoll die Teilnahme der einzelnen Mitglieder in den Hauptverhandlungen 
in der Weiſe vorſehen, daß an den Verhandlungen gegen Beamte der Beſoldungsgruppen 1 bis 9 tim 
jenigen Mitglieder des Diſziplinarhofs, welche dieſen Beſoldungsgruppen angehören, teilzunehmen haben. 

III. 
Der Geſchäftsverteilungsplan iſt dem Staatsminiſterium zur endgültigen Entſcheidung vorzulegen. 
Berlin, den 4. Auguſt 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Severing. 


(Ar. 12329.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Barmen. Vom 5. Auguſt 1922. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
ö 9 

Die Landgemeinden Langerfeld und Nächſtebreck werden vom Kreiſe Schwelm im Regierungs- 

bezirk Arnsberg abgetrennt und unter den in Anlage 1 der Begründung zum Entwurfe dieſes Geſetzes 

enthaltenen, in den Amtsblättern der Regierungen zu Arnsberg und Düſſeldorf zu veröffentlichenden 


Bedingungen mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Barmen im Regierungsbezirke Düffel- 
dorf vereinigt. 8 
8 2 


Die Amtsgerichte in Schwelm und Barmen behalten ihre Bezirke auch nach der Vereinigung 
der Landgemeinden Langerfeld und Nächſtebreck mit der Stadtgemeinde Barmen bei. 
Durch Verordnung des Staatsminiſteriums können die Gemeinden Langerfeld und Nächſtebreck 
dem Amtsgericht in Barmen zugelegt werden. ö 
8 3. 5 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. an 
Berlin, den 5. Auguſt 1922. 
e Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
G Braun. am Zehnhoff. Severing. 
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